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Überblick über Einheit 5 

•  Anwendungsbereich der Rom-I-VO 

•  Subjektive Anknüpfung im internationalen Vertragsrecht 

•  Objektive Anknüpfung im internationalen Vertragsrecht 

•  Sondervorschriften 
o  Beförderungsverträge 
o  Verbraucherverträge 
o  Individualarbeitsverträge 

•  Eingriffsnormen 

•  Vertragsrechtliche Teilfragen 
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Vorrang vereinheitlichten Sachrechts 

•  Wo das anwendbare Sachrecht vereinheitlicht ist, bleibt kein Raum für 
eine kollisionsrechtliche Prüfung 

•  Beispiel: Die United Nations Convention on Contracts for the International 
Sale of Goods (CISG = UN-Kaufrecht) 

o  Das CISG ist ein von 85 Staaten ratifizierter völkerrechtlicher Vertrag mit 
Sachvorschriften zum B2B-Kauf 

o  Wer der Anwendung des CISG im internationalen B2B-Warenkauf entgehen 
möchte, muss sich aktiv herauswählen (opt-out) 

o  Wichtigste Besonderheit des CISG: Verschuldensunabhängiger 
Schadensersatzanspruch nach Art. 74 CISG 
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EGBGB und Rom-I-VO 

•  Das internationale Schuldvertragsrecht war ursprünglich in den  
Art. 27 bis 37 EGBGB geregelt 

o  Art. 27 bis 37 EGBGB sind zum 17. Dezember 2009 weggefallen und durch die 
Rom-I-Verordnung ersetzt worden 

o  Entscheidend für die zeitliche Anwendbarkeit ist das Datum des 
Vertragsschlusses, vgl. Art. 28 Rom-I-VO 

•  Die Rom-I-VO gilt als loi uniforme auch gegenüber Dänemark und Nicht-
EU-Staaten 
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Reichweite des Vertragsstatuts 

•  Aus Art. 10 und 12 Rom-I-VO folgt: Abschluss, Wirksamkeit und 
Wirkungen des Vertrages unterliegen dem einheitlichen Vertragsstatut 
o  Folge: Zuordnung einzelner Fragen etwa zu Abschluss oder Wirksamkeit des 

Vertrages kann dahinstehen (z.B. Widerruf) 

•  Gesetzliche Vermutungen und Beweislastregeln unterfallen ebenfalls dem 
Vertragsstatut, Art. 18 Rom-I-VO 

•  Ausnahmen (unterliegen als Teilfragen der Sonderanknüpfung): 
o  Form (Art. 11 Rom-I-VO) 
o  Geschäftsfähigkeit (nicht von der Rom-I-VO erfasst, vgl. Art. 13 Rom-I-VO) 
o  Stellvertretung (nicht von der Rom-I-VO erfasst) 
o  Beweisführung (Art. 18 Abs. 2 Rom-I-VO) 
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Grundsatz der freien Rechtswahl 

•  Gemäß Art. 3 Rom-I-VO ist das anwendbare Sachrecht frei wählbar 
o  Rechtswahl kann auch durch AGB erfolgen 
o  Auch eine konkludente Rechtswahl ist möglich, aber sorgfältig zu begründen 
o  Die wählbaren Rechte sind für spezielle Vertragstypen eingeschränkt, siehe 

Art. 5 Abs. 2 UAbs. 2, Art. 6 Abs. 2 S. 2, Art. 7 Abs. 3, Art. 8 Abs. 1 S. 2 Rom-I-VO 

•  Ob die Rechtswahl zustande kommt, richtet sich gemäß Art. 3 Abs. 5, 10 
Rom-I-VO nach dem gewählten Recht 

Achtung: Die Wahl deutschen Rechts kann bei internationalen Warenkäufen zur 
Anwendung des CISG führen; Beispiel: Säumige italienische Druckerei, OLG Köln v. 
24. April 2013, 16 U 106/12, https://openjur.de/u/677119.html  
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Anknüpfung mangels Rechtswahl 

•  Ohne eine Rechtswahl erfolgt die Anknüpfung nach Art. 4 Rom-I-VO  
o  am gewöhnlichen Aufenthaltsort desjenigen Vertragspartners, der die 

vertragscharakteristische Leistung (≠ Geld) zu erbringen hat  
o  am Belegenheitsort einer Immobilie 

•  Bei anderweitiger engster Verbindung Ausweichklausel in Art. 4 Abs. 3 
Rom-I-VO 

Beispiel: Autoreparatur à Gewöhnlicher Aufenthalt des Werkunternehmers 
Beispiel: Immobilienschenkung à Belegenheitsort der Immobilie 
Beispiel: Beherbergungsvertrag à Gewöhnlicher Aufenthalt des Gastwirts 
Beispiel: Herstellergarantie à Gewöhnlicher Aufenthalt des Verkäufers (str.) 
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Beförderungsverträge 

•  Art. 5 Rom-I-VO differenziert für Beförderungsverträge ohne Rechtswahl: 
o  Für die Güterbeförderung (Abs. 1 ) Anknüpfung am gewöhnlichen Aufenthalt 

des Frachtführers, hilfsweise am Ablieferungsort (subsidiäre Anknüpfung) 
o  Bei der Personenbeförderung (Abs. 2) Anknüpfung am gewöhnlichen 

Aufenthalt des Fahrgasts, hilfsweise des Beförderers 

•  Keine Anknüpfung an gewöhnlichen Aufenthalt in Durchgangsländern 

Beispiel: Transport von Deutschland nach Ungarn durch einen österreichischen Spediteur 
à Anknüpfung am Ablieferungsort à Ungarisches Sachrecht 
Beispiel: Germanwings-Flug von London nach Stuttgart, OLG Köln v. 4. September 2015, 
6 U 61/15, https://openjur.de/u/867329.html, aktuell anhängig beim BGH, I ZR 209/15 
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Verbraucherverträge 

•  Art. 6 Abs. 1 Rom-I-VO knüpft für Verbraucherverträge i.d.R. an den 
gewöhnlichen Aufenthalt des Verbrauchers an 

•  Dieses nicht-dispositive „eigene Schutzniveau des Verbrauchers“ bleibt 
ihm nach Art. 6 Abs. 2 Rom-I-VO auch im Falle einer Rechtswahl erhalten 
(Günstigkeitsvergleich) 

Beispiel: Verkauf eines Azeri-Teppichs aus neuseeländischer Wolle für 3.000 € an deutsche 
Bildungsurlauber in der Türkei, AG Würzburg v. 2. Oktober 2014, 16 C 207/13, juris 
Beispiel: Verkauf zweier Teppiche für 8.000 € an eine 85jährige unter Schlaftablette mit 
Wahl türkischen Rechts, OLG Stuttgart v. 18. Mai 2015, 5 U 147/14, http://bit.ly/2niSNPO  
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Rechtswahl in AGB ggü. Verbrauchern 

•  Rechtswahl auch in AGB möglich à AGB-Kontrolle nach dem 
„Heimat“recht des Verbrauchers über Art. 6 Abs. 2 Rom-I-VO 

•  Aufklärung über den Mindestschutz nach Art. 6 Abs. 2 Rom-I-VO not-
wendig, sonst Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 der Klauselrichtlinie 93/13/EWG 

Beispiel: Rechtswahl englischen und walisischen Rechts in den AGB von PayPal 
(Luxemburg), LG Hamburg v. 2. September 2014, 327 O 187/14, http://bit.ly/2lUpen9 
Beispiel: Löschungsrecht des Anbieters für vom Kunden erworbene digitale Inhalte, 
OLG Köln v. 26. Februar 2016, 6 U 90/15, https://openjur.de/u/879923.html  
Beispiel: Amazon-Rechtswahl, EuGH v. 28. Juli 2016, C-191/15, http://bit.ly/2nyYWTO  
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Individualarbeitsverträge 

•  Nach Art. 8 Abs. 2 Rom-I-VO unterliegt ein Individualarbeitsvertrag in der 
Regel dem Recht am Ort des Arbeitsortes 

•  Die Vertragsparteien können ein anderes Recht wählen, dies geht freilich 
nach Art. 8 Abs. 1 S. 2 Rom-I-VO nicht zu Lasten des Arbeitnehmers 

•  Bei reisenden Arbeitnehmern greift nach Art. 8 Abs. 3 Rom-I-VO das Recht 
am Ort der Niederlassung, die ihn beschäftigt 

Beispiel: Lehrerin an griechischer Grundschule in Deutschland, ArbG Bielefeld v. 4. Mai 
2011, 6 Ca 256/11, https://openjur.de/u/647480.html  
Beispiel: Engste Verbindung bei Tätigkeit auf einem Kreuzfahrtschiff, LAG Rostock v. 
19. März 2014, 2 Sa 172/13 https://openjur.de/u/702692.html   
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Eingriffsnormen 

•  Art. 9 Rom-I-VO regelt die Anwendung von Eingriffsnormen unabhängig 
vom anwendbaren Sachrecht 

•  Im Gegenschluss aus Art. 9 Rom-I-VO ergibt sich, dass Eingriffsnormen 
außerhalb der lex fori und des Rechts am Erfüllungsort nicht als solche 
angewendet werden dürfen 
o  Entwickelt in der Entscheidung Nikiforidis vs. Griechenland, EuGH v. 

18. Oktober 2016, C-135/15, http://bit.ly/2nkbrXo  

Beispiel: § 5 Abs. 2 und 3 Buchpreisbindungsgesetz 
Beispiel: § 2 Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
Beispiel: Kabotagehaftung nach §§ 449 Abs. 4, 466 Abs. 5 HGB  
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Form 

•  Art. 11 Rom-I-VO regelt für die Form von Verträgen den favor negotii 
o  Sondervorschriften gelten gemäß Art. 11 Abs. 4 und 5 Rom-I-VO für 

Verbraucherverträge und Verträge über Rechte an Immobilien 

•  Unter Art. 11 EGBGB fallen heute im Wesentlichen nur noch 
o  Verfügungen über Sachen 
o  Eheverträge 
o  Verträge über Gesellschaftsanteile 

Beispiele für Formfragen: Notarielle Beurkundung, Zuziehung von Zeugen, persönliche 
Anwesenheit der Vertragspartner, consideration im common law (str.) 
Gegenbeispiel: Informationspflichten 
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Guter Glaube an das Inlandsrecht 

•  Die Rechts- und Geschäftsfähigkeit unterliegt gemäß Art. 7 EGBGB dem 
jeweiligen Heimatrecht jedes Vertragspartners 

•  Probleme entstehen bei einem Inlandsgeschäft mit einem nur nach 
seinem Heimatrecht rechts-/geschäfts-/handlungsunfähigen Ausländer 
à Gutglaubensschutz durch Art. 13 Rom-I-VO 

•  Eine Parallelvorschrift findet sich in Art. 12 EGBGB 

Beispiel: Eine deutsche Hauseigentümerin schließt mit einer 20-Jährigen aus Guinea 
einen Mietvertrag; anschließend verweigert die Mieterin die Mietzahlung unter Verweis 
auf ihre Geschäftsunfähigkeit nach ihrem guineischen Heimatrecht. 
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Forderungszession 

•  Die Rom-I-VO unterscheidet 
o  die gewillkürte Zession à Art. 14 
o  die cessio legis à Art. 15, 16 

•  Das Verhältnis zwischen 
Zessionar und Schuldner 
beurteilt sich 
o  bei der gewillkürten Zession 

nach dem Recht der Forderung 
o  bei der cessio legis nach dem 

Recht, das die gesetzliche 
Zession auslöst 

Art. 14 Abs. 1 
Art. 15, 16 

Zd Zs 

S

Art. 14 Abs. 2 



Bis nächste Woche! 
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